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Isabel Flynn
Redaktorin «Zürcher Umweltpraxis»

Koordinationsstelle für Umweltschutz
Generalsekretariat Baudirektion

Telefon 043 259 24 18
Isabel.�ynn@bd.zh.ch

www.umweltschutz.zh.ch

Wie wird der Himmel wieder blau?
Viele Schadstoffe machen der Luft zu schaffen. Das hat der Skandal um die ma-

nipulierten Dieselemissionen wieder in Erinnerung gerufen. Die ZUP widmet 

dem Themenkreis in dieser Ausgabe einen Schwerpunkt.

Ohne Manipulationen und Tricks hätte die Luftbelastung mit gesundheitsschäd-

lichen Stickoxiden bereits Jahre früher unter die Grenzwerte gesenkt werden 

können, dies belegt der Artikel «Diesel-Abgasskandal beeinträchtigt die Luft-

qualität» (Seite 9).

Um die Emissionen ihrer Fahrzeuge zu senken, verfolgt die Zürcher Kantons-

polizei schon seit Jahren eine umweltfreundliche Fahrzeugbeschaffungs-
politik und besitzt einen aussergewöhnlich hohen Anteil Fahrzeuge mit alterna-

tivem Antrieb. Erfahrungen der Kapo zu Vor- und Nachteilen von Diesel-, Gas-, 

Elektro- und Hybridautos machen klar, wie komplex die Thematik ist (Seite 11).

In den letzten Jahren konnte das Ostluft-Messnetz bei den Luftschadstoffen er-

freuliche Verbesserungen beobachten. Wo neben dem Verkehr der Hebel anzu-

setzen ist, um die Grenzwerte künftig einzuhalten, zeigt das Interview «Der 
Himmel ist nicht von alleine blau» (Seite 5). 

Nützliche Hilfsmittel und Informationen zu verschiedenen Gemeinde-
aufgaben stellt diese Ausgabe ebenfalls vor: Die neue Informationsplattform 

«Gewässerraumfestlegung» führt Schritt für Schritt durch den Festlegungspro-

zess (Seite 17). Im «ÖREB» steht, was beim Bauen erlaubt ist (Seite 19). Das 

frisch herausgegebene «Gesuchsformular Temporäre Veranstaltungen» hilft, bei 

der Planung von Veranstaltungen weit über den Umweltbereich hinaus böse 

Überraschungen zu vermeiden (Seite 21).

Zum Abschluss dieser Ausgabe noch ein ganz anderes Thema: Mit modernsten 

Methoden kann die Wissenschaft die Gene der Lebewesen immer raf�nierter, 

ef�zienter und genauer manipulieren – ohne dass der neue Organismus automa-

tisch als gentechnisch veränderter Organismus (GVO) gilt. Öffnet dies der 
Gentechnik die Hintertür? Jedenfalls tun sich hier bezüglich Rechtslage, 

Kontrolle sowie Ethik grosse Fragen auf, die von der ganzen Gesellschaft beant-

wortet werden müssen.

Geniessen Sie den Blick in einen klaren, blauen Himmel!

Herzlich

Isabel Flynn

Redaktorin Zürcher Umweltpraxis
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«eBaugesucheZH»  
in der Realisierungsphase
Das Projekt «eBaugesucheZH» sieht 

vor, dass Baugesuche künftig elek-

tronisch eingereicht werden können. 

Den Auftrag für die technische Reali-

sierung der elektronischen Plattform 

erhielt die Firma GemDat Informatik 

AG. Zurzeit wird die Detailspezi�kation 

für die neue Webapplikation erarbeitet, 

welche 2018 / 2019 getestet und mit 

den Gemeinden Aesch, Aeugst am Al-

bis, Dübendorf, Pfäf�kon, Richterswil, 

Winterthur und Zürich pilotiert werden 

soll. Die Einführung ist für 2019 vorge-

sehen. Geleitet wird dieses Projekt von 

der Baudirektion, Fachstelle Datenlo-

gistik ZH. Das Vorhaben ist Bestandteil 

des Projektportfolios von egovpartner, 

der Zusammenarbeitsorganisation des 

Kantons Zürich und der Zürcher Ge-

meinden im Bereich E-Government. 

www.ebaugesuche.zh.ch

Festlegung des Gewässerraums 
im Siedlungsgebiet beginnt 
Um Flüsse, Bäche und Seen langfristig 

zu schützen, müssen die Kantone ent-

lang ihrer Ufer einen Streifen Land fest-

legen, der bestimmten Gewässerfunk-

tionen vorbehalten ist. Anfang 2018 

beginnt in 40 Gemeinden im Kanton 

Zürich der Prozess für die Festlegung 

dieser Gewässerräume. 

www.zh.ch 
(Siehe auch Artikel «Gewässerraum festlegen – 
eine langfristige Investition» Seite 17)

Pflanzenschutz mittel reduzieren 
Der Bundesrat hat am 6. September 

2017 den Aktionsplan zur Risikoreduk-

tion und nachhaltigen Anwendung von 

P�anzenschutzmitteln verabschiedet. 

Die Risiken sollen halbiert und Alterna-

tiven zum chemischen P�anzenschutz 

gefördert werden. Mit dem Aktionsplan 

setzt der Bundesrat klare Ziele. Um 

diese zu erreichen, werden bestehen-

de Massnahmen ausgebaut und neue 

eingeführt. 

www.admin.ch

UNECE-Protokoll über persistente 
organische Schadstoffe 
Der Bundesrat hat im Oktober 2017 die 

Botschaft zur Genehmigung der Ände-

rung des Protokolls über persistente 

organische Schadstoffe verabschiedet. 

Die Schweiz verp�ichtet sich damit, 

ihre Emissionen dieser hochgiftigen 

und schwer abbaubaren Substanzen 

weiter zu verringern. Dies wirkt sich 

positiv auf die Gesundheit der Bevöl-

kerung und auf die Umwelt aus. 

www.admin.ch

Teilrevision des Richtplans
Die laufende Teilrevision 2016 des kan-

tonalen Richtplans kommt weiter vor-

an: Gestützt auf die Einwendungen aus 

der öffentlichen Au�age und der Anhö-

rung wurden die Richtplandokumente 

überarbeitet. Der Regierungsrat über-

wies die Vorlagen im Oktober an den 

Kantonsrat.

www.zh.ch

Vernehmlassungen eröffnet 
Das UVEK hat im Oktober die Ver-

nehmlassung über die Änderung von 

drei umweltrelevanten Verordnungen 

eröffnet. Die vorgeschlagenen Ände-

rungen betreffen die CO2-Verordnung, 

in der verbindliche Vorgaben für Kom-

pensationsprojekte verankert werden 

sollen, die Störfallverordnung, indem 

die Koordination in bestehenden Bau-

zonen gestärkt werden soll, sowie die 

Abfallverordnung bezüglich Entsor-

gung und Deponierung von Holzasche. 

Die Vernehmlassung dauert bis am  

5. Februar 2018. 

www.uvek.admin.ch  Umweltrecht  Vernehm-
lassungen und Anhörungen

Erhöhung der CO2-Abgabe im 
Jahr 2018 
Die witterungsbereinigten CO2-Emissi-

onen aus fossilen Brennstoffen sinken, 

aber gemäss CO2-Statistik des BAFU 

nicht genug. So wurde das für 2016 

festgelegte Ziel, nämlich eine Abnah-

me um 27 Prozent gegenüber 1990, 

nicht erreicht. Per 1. Januar 2018 wird 

daher die CO2-Abgabe von 84 auf 96 

Franken pro Tonne CO2 erhöht. 

www.bafu.admin.ch

Bund fördert Schnell lade-
stationen an Nationalstrassen 
Elektroautos spielen im Strassenver-

kehr eine immer wichtigere Rolle und 

tragen zur Erreichung der energie- und 

klimapolitischen Ziele des Bundes bei. 

Deshalb will der Bundesrat die Rah-

menbedingungen zur Schaffung eines 

leistungsstarken Netzes von Ladesta-

tionen entlang der Nationalstrassen 

verbessern. Der vom Bundesrat gutge-

heissene Bericht zum Postulat «Voraus-

setzungen für ein Schnellladenetz für 

Elektroautos auf Nationalstrassen» der 

nationalrätlichen Verkehrskommission 

zeigt auf, wie der Aufbau eines Schnell-

ladenetzes erleichtert werden kann. 

www.admin.ch

Strengere Effizienzkriterien für 
Neuwagen ab 1. Januar 2018
Das Eidgenössische Departement für 

Umwelt, Verkehr, Energie und Kommu-

nikation UVEK verschärft die Energie-

ef�zienz-Kategorien der Energieetiket-

te für Personenwagen. Die Anpassung 

erfolgt im Rahmen der gemäss Ener-

gieverordnung vorgeschriebenen jährli-

chen Überprüfung. Durch die Verschär-

fung wird sichergestellt, dass erneut 

nur ein Siebtel aller Neuwagenmodelle 

in die beste Ef�zienz-Kategorie A fällt. 

Die neuen Kategorien gelten ab 1. Ja-

nuar 2018.

Auf der Energieetikette muss auch der 

Durchschnittswert der CO2-Emissionen 

aller in der Vorperiode in Verkehr gesetz-

ten Neuwagen ausgewiesen werden. 

www.admin.ch

Verbreitete Irrtümer 
«Nach Weihnachten 
landen die Christ-
bäume im Grüngut» 
Tatsächlich wird ein grosser Teil der in 

der Stube stehenden Tannen und Fich-

ten im Januar gratis der Grünabfuhr 

übergeben. In den letzten Jahren kam es 

vereinzelt vor, dass in manchen Gemein-

den die alten Christbäume mit einem 

kleinen Volksfest verbrannt wurden. 

Christbaum-Verbrennungen sind 

luft hygienisch fragwürdig. Eine von der 

Gemeinde durchgeführte jährliche 

Christbaum-Verbrennung wird im Kan-

ton Zürich als Brauchtum toleriert, wenn 

der Anlass nicht während einer Inversi-

onslage mit hoher Feinstaubbelastung 

durchgeführt sowie ein raucharmes 

Feuer mit einem gut brennenden Vor-

feuer mit Spaltenholz entfacht wird. 

Letzten Januar organisierten sowohl 

der Frauenverein Rikon im Tösstal als 

auch der Frauenverein Wildberg-Ehri-

kon dazu eine Alternative, die ebenfalls 

im gesellschaftlichen Rahmen began-

gen wurde: ein kleines Fest zum ge-

meinsamen Christbaumschreddern. 

Von Gartenbesitzern kann das Häck-

selgut dem Kompost beigefügt wer-

den. Auch die Tiere mancher Tierparks 

oder Pferdehöfe knabbern gerne an 

unbehandelten Tannen- oder Fichten-

zweigen. Weil die Bäume aber teilweise 

chemisch behandelt wurden und Rück-

stände von Kunstwachs und Lametta 

aufweisen, werden die Bäumchen in der 

Stadt Zürich unterdessen im Kehricht-

kraftwerk Hagenholz thermisch ver-
wertet, das Rauchgas wird gereinigt.

Darum nicht vergessen: Vor allem, 

wenn die Bäume nicht in die Kehricht-

abfuhr gehen, vor der Entsorgung allen 

Schmuck und insbesondere das La-

metta entfernen. Nur so kann verhin-

dert werden, dass Schadstoffe in die 

Umwelt gelangen.
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Der Himmel 
ist nicht von  
alleine blau
Die ZUP nimmt die Stabs-
übergabe in der Geschäfts-
leitung des OSTLUFT-Mess-
netzes zum Anlass, im 
In terview die Entwicklung 
der Luftqualität zu analysie-
ren und Verursacher wie 
Massnahmen zu hinterfra-
gen.
Peter Maly, Geschäftsleiter Ostluft bis Ende 
2017
Interkantonales Labor
Umweltschutz Schaffhausen 
Telefon 079 322 85 57
peter.maly@ktsh.ch
www.interkantlab.ch

Dominik Noger, neuer Geschäftsleiter 
Ostluft ab 2018
Amt für Umwelt AFU 
St.Gallen 
Telefon 058 229 21 09
dominik.noger@sg.ch
www.afu.sg.ch

Jörg Sintermann
Neuer stellvertretender Geschäftsleiter
Abteilung Luft
AWEL, Amt für Abfall, Wasser, Energie und 
Luft
Baudirektion Kanton Zürich
Telefon 043 259 43 73
joerg.sintermann@bd.zh.ch
www.luft.zh.ch

www.ostluft.ch

Siehe auch Artikel «Dieselabgasskandal 
beeinträchtigt die Luftqualität», Seite 9.

Ostluft ist eine Zusammenarbeit 
der Ostschweizer Kantone. Was 
sind ihre Aufgaben? 
Sintermann: Ostluft beobachtet mit  

einem Messnetz die Luftqualität. Wir 

stellen der Öffentlichkeit und den Ent-

scheidungsträgern so Wissen über die 

vergangene und zukünftige Entwick-

lung der Luftqualität zur Verfügung. 

Dieses dient auch als Grundlage für die 

Umsetzung und Erfolgskontrolle von 

Verbesserungsmassnahmen. Die Infor-

mationen werden zeitaktuell aufbereitet 

und im Internet präsentiert. 

Maly: Um diese Aufgaben zu verste-

hen, muss man etwas weiter zurück-

gehen. Mitte der achtziger Jahre wurde 

die Luftreinhalteverordnung LRV verab-

schiedet. Sie enthält den Auftrag an die 

Kantone, die Luftqualität zu überwa-

chen. Auslöser dafür war das Umwelt-

schutzgesetz und unter anderem auch 

die Waldsterbensdebatte. 

Noger: Der Aufbau der Luftqualitäts-

überwachung war damals politisch von 

grossem Interesse. Und der Druck der 

Bevölkerung war gross. 

Man musste also einiges  
anpacken?
Maly: Bei den Kantonen gab es noch 

kaum entsprechende Spezialisten. Also 

wurden auch private Firmen mit den 

Immissionsmessungen beauftragt. Die 

Messungen zeigten auf, dass es gros-

sen Nachholbedarf bei der Luftqualität 

gab. 

Sintermann: Auf Bundesebene war 

bereits das Messnetz NABEL mit acht 

Stationen vorhanden, das die Luftqua-

lität schweizweit erfasste. Jetzt baute 

jeder Kanton zusätzlich sein eigenes 

Messnetz auf, um genauer hinzuschau-

en und anhand der Messungen lokale 

Massnahmen beschliessen zu können. 

Wie war denn die Luftqualität in 
den Achtzigern? 
Maly: Alle Immissionsgrenzwerte wur-

den überschritten. Aufgabe der Kan-

tone war es, Massnahmen zu erarbei-

ten und umzusetzen, damit künftig die 

Grenzwerte eingehalten werden. De�-

niert wurden die Grenzwerte ausgehend 

von denen der Weltgesundheitsorgani-

sation WHO «Air Quality Guidelines». 

Sie orientieren sich in der Schweiz dar-

an, dass Menschen, Tiere, P�anzen, 

Böden usw. vor schädlichen und läs-

INTERVIEW

Von links: Jörg Sintermann, neuer Stellvertretender Geschäftsleiter, 
Peter Maly, Geschäftsleiter Ostluft bis Ende 2017, Dominik Noger, 

neuer Geschäftsleiter Ostluft ab 2018.
Quelle: Flynn

Mitglieder der Ostluft-  
Vereinbarung
Zu Ostluft gehören die Kantone  

Appenzell Ausserrhoden, Appenzell 

 In ner rhoden, Glarus, Schaffhausen,  

St.Gallen, Thurgau und Zürich, das 

Fürs tentum Liechtenstein sowie – in  

Teil bereichen – der Kanton Graubünden. 

Ostluft beruht auf einer Verein barung 

der Regierungen zur Zusammenarbeit. 

Die Kantone haben abhängig von ihrer 

Grösse eine bestimmte Anzahl Stim-

men. Die Städte Zürich und Winterthur 

sind ohne eigenes Stimmrecht an den 

Kanton Zürich angegliedert.

www.ostluft.ch
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tigen Auswirkungen durch Luftschad-

stoffe geschützt sind und nicht nur da-

nach, was technisch machbar ist. Ziel 

war es, mit Massnahmen die Grenzwer-

te einzuhalten. Das ist bis heute nicht 

vollständig gelungen. 

Und das machte die Ostluft nötig? 
Maly: Die Kantone der Region Ost-

schweiz (siehe blauer Text Seite 5) 

schlossen sich zusammen, um die 

Überwachung der Luftqualität koordi-

niert und kostengünstiger erfüllen zu 

können. Die Umsetzung von Massnah-

men ist wieder Aufgabe der einzelnen 

Kantone.

Noger: Auch die Kommunika tion der 

Messdaten an die Bevölkerung und Be-

hörden ist eine wichtige Aufgabe von 

Ostluft. Diese Kommunikationsp�icht 

ist in der LRV festgeschrieben. 

Über die Jahre wurde aus einer rei-

nen Datendarstellung eine moder-

ne Berichterstattung mit Broschüren, 

Ausstellungen und Apps zu aktuellen 

Werten. Im Winter sind zum Beispiel 

die PM10-Werte per App verfügbar  

(www.ostluft.ch, per airCHeck App). 

Welche Schadstoffe werden von 
Ostluft gemessen?
Sintermann: Generell messen wir 

die Schadstoffe Stickstoffdioxid (NO2), 

Ozon (O3) und Feinstaub (PM10 und neu 

PM2.5, Russ). Bei Schwefeldioxid (SO2) 

dagegen haben wir die Zahl der Mes-

sungen drastisch reduziert, denn SO2 

liegt heute unter dem Grenzwert. Das 

gilt auch für das Kohlenmonoxid (CO). 

Maly: Es gibt für den übermässigen Ein-

trag von Stickstoffverbindungen in die 

Natur Grenzwerte – auch Critical Loads 

genannt. Diese sind vielerorts deutlich 

zu hoch. Deshalb wird von Ostluft auch 

stickstoffhaltiger Ammoniak (NH3) ge-

messen. Das Vorkommen weiterer Stof-

fe, welche die Luft belasten, z. B. Flüch-

tige Organische Verbindungen (VOC) 

oder Inhaltsstoffe im Feinstaub, wer-

den in Projektarbeiten untersucht. Für 

klimawirksame Stoffe wie Methan oder 

CO2 hat Ostluft keinen Auftrag, sie wer-

den auch nicht gemessen.

Woher stammen PM10 und Russ? 
Noger: Insbesondere aus dem Verkehr 

sowie aus schlecht betriebenen oder 

veralteten Holzfeuerungen. Die Öl-  und 

Gasfeuerungen wurden weitgehend er-

folgreich saniert, bei den Holzfeuerun-

gen besteht Nachholbedarf für die Luft-

qualität. 

Welche Erfolge gab es?  
Dank welcher Massnahmen? 
Maly: Beim SO2 war es einfach. Der 

Schwefel wurde aus den Brennstoffen 

entfernt. Das ist ein gesamteuropä-

ischer Erfolg. Auch mit dem Katalysator 

bei Benzinfahrzeugen konnte der Aus-

stoss von CO und VOC sowie Stick-

oxiden (NOX) deutlich gemindert wer-

den. Ebenso führten die technischen 

Fortschritte bei den Feuerungen zur 

Senkung des NOX -Ausstosses.

Noger: Besonders erfolgreich und 

gut durchführbar waren auch Mass-

nahmen bei industriellen Grossanla-

gen durch Staubreinigungssysteme, 

Nachverbrennungen etc. Hier wurde 

viel saniert. Mitgeholfen hat auch die 

VOC -Verordnung zur Vermeidung der 

Emissionen von organischen Verbin-

dungen durch eine Lenkungsabgabe. 

Sintermann: Auch bei Russ und 

Feinstaub gab es Erfolge: So wurde für 

Baumaschinen eine Partikel�lterp�icht 

eingeführt, und in der Folge wurden auch 

Diesel-PW und Lastwagen mit Partikel-

�ltern ausgerüstet. Mittlerweile müssen 

auch Benzin-Direkteinspritzer-PW den 

Partikel-Emissionsgrenzwert einhalten. 

Nach 2019 werden ausserdem auch 

neue Offroadgeräte wie Traktoren par-

tikel�lterp�ichtig. 

Arbeitshilfsmittel
Nützliche Infos von der Ostluft- Seite  

herunterladen:

– Aktuelle Messwerte und Tabellen

–  Aktuelle und vergangene Belas-

tungskarten für das Ostluft-Gebiet

–  Datenzusammenstellungen

–  Fachberichte

–  Weiterführende Links

– Flexible Datenabfrage

– NO2-Passivsammler

– Immissionskarten

www.ostluft.ch

Entwicklung der NO2-Jahresmittelwerte 
in der Region Zürich

Entwicklung der Jahresmittelwerte für Russ
in der Region Zürich

Zürich, Schimmelstrasse (ZH)

Op�kon, Balsberg (ZH)

Zürich, Heubeeribüel (ZH)

*

*Verkehrsumlagerungen in Folge umfangreicher Bauarbeiten an der Schimmelstrasse
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*

An strassennahen Standorten überschreiten die NO2-Jahresmittelwerte noch den Grenzwert von 30 µg / m3. Die Russwerte nähern 
sich zwar dem Richtwert von 0.1 µg / m3, hier gibt es aufgrund der Gesundheitsgefährdung aber noch hohen Handlungsbedarf.

Quelle: OSTLUFT
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Was ist für den Kanton Zürich 
bezüglich der Luftschadstoff-
situation speziell? 
Sintermann: Im Kanton Zürich leben 

sehr viele Menschen auf engem Raum, 

und es gibt viel Verkehr. Daher �nden 

sich entlang der Hauptverkehrsachsen 

und in den Städten höhere Luftbelas-

tungen als in ländlichen Kantonen. Die 

Luftbelastung wird auch von Lärmbe-

lastungen begleitet. Diese Herausfor-

derungen müssen raumplanerisch be-

rücksichtigt werden.

Wie steht es mit  
den Dieselfahrzeugen? 
Noger: Nicht nur die höhere Mobilität 

hat der Luftsituation geschadet, son-

dern auch die höhere Anzahl Diesel-

fahrzeuge. Sie wurden ja wegen ihres 

tieferen Treibstoffverbrauchs über Jah-

re gefördert. 

Sintermann: Die Luftbelastung mit 

Stickoxiden aus dem Verkehr hat we-

niger stark abgenommen als aufgrund 

der Vorgaben im Zulassungsverfah-

ren angenommen. Wie bekannt, stos-

sen viele Dieselfahrzeuge aufgrund von 

Manipulationen auf der Strasse mehr 

Stickoxide aus, als bei der Typenzulas-

sung. Messreihen an Autobahnen, zum 

Beispiel in Op�kon Balsberg, weisen 

darauf hin. Eine langjährige Messreihe 

des AWEL von Verkehrsemissionen auf 

der Strasse bestätigt dieses Bild (siehe 

auch Artikel «Dieselabgasskandal be-

einträchtigt die Luftqualität» Seite 9).

Diese Messungen �iessen in eine rea-

listischere Beschreibung der Verkehrs-

emissionen ein. Seit diesem Septem-

ber ist ein realistischeres Prüfverfahren 

in der EU P�icht. Unsere Messresultate 

helfen nun zu kontrollieren, ob die Die-

selfahrzeuge in Zukunft tatsächlich sau-

berer werden.

Was sind  
die neuen Herausforderungen? 
Sintermann: Die stetige Zunahme von 

Bevölkerung und Mobilität – dies gilt 

natürlich insbesondere für Agglomera-

tionen wie Zürich. Wegen der Zunah-

me der Bevölkerungsdichte sind mehr 

Personen von Luftbelastung betrof-

fen. Immerhin ist es ein Erfolg, dass die 

Luftqualität sich trotz steigender Ein-

wohner-  und Fahrzeugzahlen dennoch 

verbessert hat.

Das Stadtklima stellt in Zukunft eine 

grössere Herausforderung dar, weil 

durch die Verdichtung, z. B. durch grös-

sere Gebäudekomplexe, die Durch-

lüftung stärker eingeschränkt wird. 

Schadstoffe und Wärme können sich 

somit schlechter verteilen. Zusätzlich 

Bei welchen Luftschadstoffen 
wäre noch dringend Handlungs-
bedarf? 
Sintermann: Beim Ammoniak. Im ge-

samten Mittelland sind dessen Werte zu 

hoch für emp�ndliche P�anzen und den 

Boden, zum Beispiel in Mooren und Wäl-

dern. Ammoniak schadet dem Menschen 

nicht direkt, ist aber ein wichtiger Vorläu-

fer für Feinstaub. Zu 90 Prozent stammt 

Ammoniak aus der intensiven Tierhal-

tung, aus Güllelagern und dem Austrag 

der Gülle. Zwar kann diese emissions-

arm mit dem Schleppschlauch ausge-

bracht werden. Diese Methode wird 

 jedoch noch nicht überall angewendet. 

Auch wenn Gülle an heissen Tagen aus-

gebracht wird, gibt es hohe Emissionen. 

Obwohl im Bereich der Landwirtschaft 

noch eine Reihe von Massnahmen um-

gesetzt werden könnten, wird sich der 

Erfolg wohl kaum so schnell einstellen 

wie bei Industrieanlagen oder Öl-  und 

Gasfeuerungen von Wohnhäusern. 

Wie steht es mit dem Winter-  
und Sommersmog? 
Maly: Der Sommersmog ist nicht mehr 

so stark, wie er war. Es gab früher über 

zweifache Grenzwertüberschreitungen 

für Ozon, heute wird der Stundenmit-

tel-Grenzwert während Sommersmog 

bis zum Anderthalbfachen überschrit-

ten. In der Ostschweiz ist vor allem der 

Wintersmog ein Problem. Da steigt ins-

besondere bei Inversionswetterlagen 

die Feinstaubbelastung, weil sich die 

durch Verkehr und Feuerungen verur-

sachten Schadstoffe nicht mehr ver-

dünnen können. 

Wo können die Gemeinden  
Einfluss nehmen? 
Maly: Zum Sanierungserfolg bei den 

Öl-  und Gasheizungen haben grossteils 

die Gemeinden beigetragen. Gemein-

den realisieren jedoch vielfach die Rele-

vanz der Holzfeuerungen nicht. Es gibt 

viele falsch betriebene Holzfeuerungen 

sowie Feuer im Freien. 

Noger: Hier besteht grosser Hand-

lungsbedarf, denn eine einzige schlecht 

betriebene Holzfeuerung kann ein gan-

zes Quartier einnebeln. Der Vollzug ist 

aber nicht einfach, es gibt kein Patent-

rezept und keine einfache technische 

Lösung. Verhaltensänderungen der Be-

treiber sind in solchen Fällen schwierig 

zu beein�ussen.

Wie hat sich die Schadstoff-
situation der letzten Jahre  
entwickelt? 
Noger: Die Luftbelastung hat deutlich 

abgenommen. Feinstaub und NO2 sind 

an nichtexponierten Standorten unter 

oder zumindest im Bereich des Jah-

resmittel-Grenzwerts. Es muss jedoch 

festgehalten werden, dass die NO2-

Entwicklung an stark verkehrsbelaste-

ten Standorten auf zu hohem Niveau 

nahezu stagniert (siehe Gra�k Seite 6). 

Die Belastung mit krebserregendem 

Russ wurde ebenfalls klar gesenkt, ist 

aber noch um Faktoren über dem Richt-

wert der eidgenössischen Kommission 

für Lufthygiene. Kurzfristige Tagesmit-

tel-Grenzwert-Überschreitungen sind 

beim Feinstaub seltener geworden, 

kommen aber im Winter immer noch 

häu�g vor.

Seit den achtziger Jahren wurde die Luftqualität immer besser. 
Besonders bei Russ und Ammoniak gibt es aber zum Schutz 

von Mensch und Natur noch dringenden Handlungsbedarf.
Quelle: OSTLUFT
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wir haben keine Aktionäre, wir arbeiten 

im Interesse der Bevölkerung der Ost-

schweiz. 

Herr Noger, Sie sind bereits seit 
2007 in der Lufthygiene des 
Kantons St. Gallen tätig. Welche 
Aufgaben erwarten Sie als neuer 
Geschäftsleiter? 
Noger: Dazu möchte ich zwei Punkte 

nennen. Erstens, die Schweiz hat sich in 

den letzten 30 Jahren in der Lufthygiene 

an Grenzwerten de�niert. Das wird nicht 

mehr in gleichen Massen statt�nden, 

jetzt, da ein Grossteil der Grenzwerte in 

vielen Gebieten eingehalten wird. Ziel 

sollte jedoch sein, dass nicht ein be-

stimmter Zahlenwert erreicht wird, son-

dern eine für Gesundheit und Lebens-

qualität gute Luftqualität. Es ist nicht 

selbstverständlich, dass wir bei uns  

einen blauen Himmel haben. Wir verges-

sen das, weil es so normal geworden ist. 

Meine zweite Herausforderung wird 

sein, dass innerhalb der Ostluft die eher 

ländlichen Kantone und die städtischen 

Kantone andere Bedürfnisse haben. 

Während Ammoniak und Russ überall 

ein Thema sind, treten hohe Belastun-

gen mit Stickoxiden aus Verkehrsquel-

len vor allem in den Städten auf. Da 

braucht es manchmal einen Spagat, 

damit sich alle in Ostluft �nden und die 

gute Zusammenarbeit erhalten bleibt. 

Herr Sintermann, was werden 
Ihre Aufgaben als zukünftiger 
stellvertretender Geschäftsleiter 
von Ostluft sein? 
Sintermann: Mein Schwerpunkt wird 

vor allem sein, gemeinsam mit den 

Ostluft- Partnern unser Messnetz zu or-

ganisieren und den Messbetrieb sicher-

zustellen. Ich werde mich mit Dominik 

Noger gemeinsam für eine zukunftsfä-

hige Ostluft engagieren.

Interview: Isabel Flynn

Ingenieurbüro (siehe blauer Text Seite 

6). Wenn unsere Ostluft -Webseite mit 

den laufend aufdatierten Messwerten 

nicht funktioniert, was zum Glück sel-

ten vorkommt, erhalten wir sofort Hin-

weise darauf aus der Bevölkerung. Das 

Interesse an den Schadstoffwerten ist 

also schon da.  

Auch die Medien vertrauen Ostluft. In 

Hitzeperioden mit hohen Ozonkonzen-

trationen oder bei Wintersmog wenden 

sie sich an uns. 

Noger: Wichtig in der Kommunikation 

ist anzumerken: Ursache für Sommer-  

oder Wintersmog ist nicht das Wetter, 

sondern die Schadstoffemission, also 

wir Menschen.

Herr Maly, nach 16 Jahren 
Engagement bei Ostluft gehen 
Sie in Pension. Mit was sind Sie 
besonders zufrieden? 
Maly: Seit 1988 bin ich in der Luft-

hygiene tätig. Seit 2001 beim Kanton 

Schaffhausen sowie in der Geschäfts-

kommission der Ostluft. 2009 habe ich 

die Geschäftsleitung übernommen. 

Dass jetzt die Grenzwerte mehr oder 

weniger eingehalten werden, ist natür-

lich nicht mein persönlicher Verdienst, 

aber ich habe die ganze Entwicklung 

begleitet und bin damit sehr zufrieden. 

Ich bin ausserdem sehr froh darüber, 

dass Ostluft zu einer konstruktiven Zu-

sammenarbeit mit Empfehlungen zum 

einheitlichen Vollzug zusammenge-

wachsen ist. Bei der dezentralen Orga-

nisation ist das anspruchsvoll. Da bin 

ich wunschlos glücklich. Heute wird 

Ostluft professionell geführt wie eine 

KMU. Der Unterschied ist allerdings, 

häufen und verstärken sich Hitzewellen 

durch den Klimawandel, worunter die 

Stadtbevölkerung stärker zu leiden hat.

Sind Medien und Öffentlichkeit 
interessiert an der Luftqualität, 
oder besteht da bereits Über-
druss? 
Noger: Sowohl als auch. Wenn sich 

jemand betroffen fühlt, zum Beispiel, 

wenn ein Schulhaus oder Kinderspiel-

platz nahe an Verkehrsachsen geplant 

wird oder wenn jemand eine Atem-

wegserkrankung hat, dann ist das Inter-

esse an der Luftbelastung sehr wohl da. 

Dennoch ist das Interesse nicht mehr so 

gross wie in den achtziger Jahren. Und 

es hat nicht mehr die gleiche politische 

Wichtigkeit. 

Luftbelastung ist ein langfristiges The-

ma, und um Wirkung zu erzielen, müs-

sen die bekannten Massnahmen zur 

Verbesserung immer wieder kommuni-

ziert werden, zum Beispiel statt mit dem 

Auto zu fahren, öfter in den ÖV oder auf 

das Velo umsteigen, sich �eischarm er-

nähren, regional einkaufen, weniger 

�iegen, langlebige Produkte kaufen, 

Holzheizungen richtig betreiben (siehe  

www.fairfeuern.ch). Wir müssen uns 

also oft wiederholen. Das knackig zu 

kommunizieren ist schwierig, es ist und 

bleibt aber nötig. 

Was ist das Besondere an der 
Ostluft-Kommunikation? 
Maly: Unsere Karten zu den Messdaten 

werden stündlich aktualisiert. Die Spe-

zialität ist, dass jeder und jede Interes-

sierte beliebige Daten abfragen kann, 

vom Laien bis hin zum spezialisierten 

Mit Messwagen oder fest installierten Stationen (hier Op�kon Balsberg / ZH) 
analysieren die Ostluftkantone laufend die Luftqualität.

Quelle: OSTLUFT
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Diesel- 
Abgasskandal 
beeinträch-
tigt die Luft-
qualität 
Dieselfahrzeuge stossen 
auf der Strasse zu viel  
Abgase aus. Ohne Manipu-
lationen und legale Tricks 
bei der Abgasreinigung 
würden rund 50 Prozent 
weniger Stickoxide aus-
gestossen. Die Schadstoff-
belastung an verkehrs-
nahen Standorten würde 
massgeblich reduziert.
Thomas Stoiber,
Koordinator Verkehr AWEL
Abteilung Luft
AWEL, Amt für
Abfall, Wasser, Energie und Luft
Baudirektion Kanton Zürich
Telefon 043 259 43 55
thomas.stoiber@bd.zh.ch 

Valentin Delb, Abteilungsleiter
Abteilung Luft
AWEL, Amt für
Abfall, Wasser, Energie und Luft
Baudirektion Kanton Zürich
Telefon 043 259 29 85
valentin.delb@bd.zh.ch
www.luft.zh.ch

Siehe auch Artikel «Der Himmel ist nicht 
von alleine blau», Seite 5.

Die Grenzwerte der Fahrzeugemissi-

onen wurden über Jahre immer wei-

ter verschärft, um die Luftqualität lang-

fristig zu verbessern. Messungen der 

Emissionen im realen Fahrbetrieb zei-

gen jedoch, dass die zulässigen Emis-

sionen um ein Vielfaches überschritten 

werden. 

In der ZUP-Ausgabe Nr. 88 wurde über 

die Manipulationen bei Dieselfahrzeu-

gen und die Tricks der Fahrzeugherstel-

ler zur Umgehung der Abgasnormen 

berichtet. In den meisten Fällen handelt 

es sich um Abschalteinrichtungen, die 

die Abgasnachbehandlung zeitweise 

ausser Kraft setzen.

Zwei Verfahren – ein Ergebnis
Das AWEL hat die Auswirkungen des 

Abgasskandals auf die Luftqualität in 

Zürich erstmals unter Berücksichtigung 

von zwei unterschiedlichen Ansätzen 

abgeschätzt:

–  Ansatz «beste verfügbare Techno-

logie» (BAT): Wie würden sich die 

Emissionen entwickeln, wenn alle im 

Kanton Zürich verkehrenden Fahr-

zeuge mit den Abgasnormen Euro 

5 und Euro 6 die «beste verfügba-

re Technik» erhielten, wenn sie also 

auf der Strasse nur noch Stickoxide 

gemäss Euro 6d für Personenwagen 

und Euro 6 für Lieferwagen ausstos-

sen würden?

–  Ansatz «Einhaltung der Grenzwerte» 

(GW): Wie würden sich die Emissio-

nen entwickeln, wenn alle im Kanton 

Zürich verkehrenden Fahrzeuge die 

Grenzwerte Euro 1 bis Euro 6 auch 

im realen Fahrbetrieb einhalten wür-

den?

Die Gra�k Seite 10 zeigt, dass sich die 

beiden berechneten Ansätze BAT und 

GW nicht massgeblich voneinander un-

terscheiden. 

Ohne Manipulationen 50 Prozent 
weniger Stickoxidausstoss 
möglich
Hätten die Fahrzeughersteller keine 

Manipulationen der Abgasreinigung 

vorgenommen, wären im Kanton Zürich 

im Jahr 2015 etwa ein Drittel weniger 

Stickoxide ausgestossen worden. 

Vom Dieselskandal sind am stärks-

ten Euro 5-Fahrzeuge betroffen. Da im 

Zuge der Flottenerneuerung der Anteil 

dieser Fahrzeugklasse an der Gesamt-

�otte steigt, werden sich die Auswir-

kungen des Abgasskandals im Zeit-

raum 2020 bis 2025 weiter erhöhen. Die 

Berechnungen zeigen, dass ohne Ma-

nipulationen der Abgasreinigung in die-

sem Zeitraum etwa 50 Prozent weniger 

Stickoxide ausgestossen würden.

Grenzwertüberschreitungen  
beeinträchtigen die Gesundheit 
Inwiefern würde eine solche Reduktion 

der Gesamtemissionen des Verkehrs 

auch die Belastungssituation der Be-

völkerung verbessern? Hierzu wurden 

an typischen Standorten Immissions-

betrachtungen für den Leitschadstoff 

Ohne Dieselskandal hätte die gesundheitsschädliche Belastung mit 
Stickoxiden bereits Jahre früher unter die Grenzwerte gesenkt werden können.

Quelle: AWEL
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Stickstoffdioxid (NO2) durchgeführt. 

NO2 reizt die Atemwege, langfristig be-

einträchtigt es die Lungenfunktion und 

führt zu chronischen Herz-Kreislauf-Er-

krankungen und vorzeitigen Todesfäl-

len. Folgende drei Standorte wurden 

betrachtet: 

–  Zürich Stampfenbachstrasse: städ-

tisch, Wohnnutzung, mittlere Ver-

kehrsbelastung (Hauptverkehrs-

strasse) 

–  Zürich Rosengartenstrasse: städ-

tisch, Wohnnutzung, starke Ver-

kehrsbelastung

–  Effretikon, Im Langhag: ländlich, 

starke Verkehrsbelastung (Auto-

bahnnähe)

Einhaltung der Grenzwerte der 
Luftreinhaltung wesentlich ver-
zögert
Die obere Gra�k vergleicht die heuti-

gen NO2-Immissionen mit denjeni-

gen gemäss Ansatz «Beste verfügba-

re Technologie» (BAT) und illustriert den 

NO2-Jahresmittelgrenzwert. Es zeigt sich 

ein Verminderungspotenzial je nach 

Standort zwischen 3 und 10 μg/m3. In 

städtisch geprägten Wohngebieten 

und Agglomerationen beträgt das Sen-

kungspotenzial rund 3 bis 5 µg/m³, ent-

lang verkehrsexponierten Wohnlagen 

sind zum Teil deutlich höhere Immissi-

onsreduktionen zu erwarten. 

Ohne Dieselskandal würde bereits 2020 

an keinem der drei Standorte der Jah-

resmittelgrenzwert für NO2 überschrit-

ten. Der angestrebte Absenkpfad für 

NO2-Immissionen wird sich durch die 

Manipulationen der Abgassysteme um 

mindestens fünf Jahre verzögern.

Handlungsmöglichkeiten
Die Berechnungen zeigen, dass tech-

nische Massnahmen an der Fahrzeug-

�otte ein überraschend hohes Potenzial 

haben, die NOX-Emissionen des Ver-

kehrs um etwa 50 Prozent zu senken 

und die Immissionssituation im Kanton 

Zürich um bis zu 10 µg/m³ NO2 zu ver-

bessern. Die zugehörigen Massnahmen 

wurden in der ZUP-Ausgabe Nr. 88 be-

schrieben.

Es ist jedoch nicht zu erwarten, dass die 

Fahrzeughersteller zu einer zeitnahen 

Umsetzung dieser Massnahmen ver-

p�ichtet werden. Welche kurzfristigen 

Handlungsmöglichkeiten ergeben sich 

daher für Gemeinden und Private? Aus 

lufthygienischer Sicht kann empfohlen 

werden, 

–  auf die Beschaffung von Dieselfahr-

zeugen der EURO-Normen 5 sowie 

6a, 6b und 6c zu verzichten. Erst die 

später verfügbaren Dieselfahrzeu-

ge gemäss EURO 6 d TEMP können 

aus lufthygienischer Sicht für die Be-

schaffung empfohlen werden.

–  grundsätzlich die Beschaffung emis-

sionsarmer Fahrzeuge mit alternati-

ven Antrieben (Hybrid, Elektro, Gas) 

zu prüfen,

–  Möglichkeiten zum Sharing – z. B. 

von Elektrofahrzeugen – zu prüfen 

und

–  geeignete Informations- und Sen-

sibilisierungsangebote sowie Be-

schaffungsempfehlungen für Priva-

te bereitzustellen.
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Ohne Dieselskandal würde bereits 2020 an keinem der drei Standorte mehr der Jahresmittelgrenzwert für NO2 
überschritten (Basis – heutige Ausrüstung der Fahrzeuge; BAT: Gemäss bester verfügbarer Technologie).

Quelle: AWEL

Entwicklung der NO2-Immissionssituation an drei beispielhaften Standorten im Kanton Zürich
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Diesel-, Gas- 
Elektro- oder 
Hybridautos 
für die Kapo?
Seit Jahren hat die Kan-
tonspolizei Zürich (Kapo) 
die Strategie, ihren Fahr-
zeugpark möglichst effi-
zient und umwelt- sowie 
klimaschonend zu bewirt-
schaften. Dank voraus-
schauender Beschaffung 
machen alternativ angetrie-
bene Fahrzeuge beachtliche 
zehn Prozent der Flotte aus. 
Julian Richner
Dienstchef Fahrzeugdienst 
Logistikabteilung
Kantonspolizei Zürich (Kapo)
Telefon: 044 247 33 40
riju@kapo.zh.ch
www.kapo.zh.ch

Beat Hofer
Leiter ökologische Beschaffung/
Betriebsökologie
Koordinationsstelle für Umweltschutz
Baudirektion Kanton Zürich
Telefon 043 259 30 63
beat.hofer@bd.zh.ch
www.umweltschutz.zh.ch

Siehe auch Artikel «Diesel-Abgasskandal 
beeinträchtigt die Luftqualität», Seite 9, 
sowie «Der Himmel ist nicht von alleine 
blau», Seite 5.

Der Fahrzeugdienst der Kantonspoli-

zei Zürich (Kapo) ist der weitaus grösste 

Flottenbetreiber der kantonalen Verwal-

tung. Die Flotte umfasst einen Fahr-

zeugpark von fast 700 Personenwagen, 

Lieferwagen, Lastwagen, Motorrädern 

sowie rund 100 Fahrrädern und E-Bi-

kes. Deshalb hat man schon früh damit 

begonnen, umweltverträgliche Fahrzeu-

ge zu beschaffen und den Betrieb mög-

lichst umweltschonend zu gestalten. Die 

Beschaffungspolitik der Kapo stützt sich 

auf die Weisung «Emissionsminderung 

von Fahrzeugen» (RRB Nr. 1425/2013, 

siehe Kasten Seite 14), die fordert, dass 

die Fahrzeuge der kantonalen Verwal-

tung bezüglich Energie- und Umwelt-

ef�zienz vorbildlich sein sollen.

Alternative Antriebe  
bei der Kantonspolizei
Heute weist die Personenwagen�ot-

te der Kapo mit 22 Erdgasfahrzeugen, 

einem Elektrofahrzeug und 38 Hybrid-

fahrzeugen mehr als zehn Prozent an 

Personenwagen mit alternativen Antrie-

ben auf. Damit übertrifft die Kapo den 

gesamten schweizerischen Flotten-

durchschnitt von nur 1,7 Prozent Fahr-

zeugen mit alternativen Antriebstech-

nologien um das Sechsfache. 

Allerdings gibt es im Fahrzeugpark auf-

grund relativ niedrigen Verbrauchs und 

damit niedrigeren Emissionen an Treib-

hausgasen zahlreiche moderne Diesel-

fahrzeuge (Euro 5 / Euro 6c). Durch die 

«legalen» und illegalen Manipulationen 

der Fahrzeughersteller, aber auch durch 

das nicht praxisgerechte Prüf verfahren 

NEFZ (siehe Seite 13), sind Dieselfahr-

zeuge in den vergangenen zwei Jah-

ren in der Öffentlichkeit in Verruf gera-

ten (siehe auch Artikel in der ZUP 88 

«Zu hohe reale Fahrzeugemissionen bei 

Dieselmotoren» sowie «Diesel-Abgas-

skandal beeinträchtigt die Luftqualität»). 

Reduktion von Treibhausgasen
Die Kantonspolizei folgt dem Credo, 

bei der Beschaffung ein an den Ein-

satzzweck angepasstes Fahrzeug zu 

verlangen und dabei Gas-, Hybrid- 

oder Elektrofahrzeuge zu bevorzugen, 

wo es aufgrund des Angebots möglich 

und vom Einsatzzweck her sinnvoll ist. 

Dies ist der Grund, dass sie überdurch-

schnittlich viele Fahrzeuge mit alterna-

tiven Antrieben im Einsatz hat. 

Dabei verfolgt man beim Fahrzeug-

dienst konsequent die Strategie, den 

Treibhausgasausstoss pro gefahrenem 

Kilometer zu reduzieren. Zur Treibhaus-

gasreduktionsstrategie passt auch, 

dass seit 2016 die 22 neuen Gas-Fahr-

zeuge mit 100 Prozent Biogas betrie-

ben werden. Damit sind sie nahezu kli-

maneutral unterwegs und ersparen der 

Umwelt rund 25 Tonnen fossiles Koh-

lendioxid (CO2) aber auch Stickoxide 

und Feinstaubpartikel.

Hybridfahrzeug im Einsatz bei der Präventionabteilung.
Quelle: Kapo

Gemeinden können Kosten 
einsparen und die Umwelt 
schützen
Die Kapo hat mit ihrer Fahrzeugbe-

schaffungsstrategie Vorbildcharakter. 

Auch Gemeinden (sowie Private) kön-

nen Treibstoffef�zienz und Umwelt-

wirkungen bei der Beschaffung ihrer 

Fahrzeuge berücksichtigen und damit 

gleichzeitig Treibstoffkosten einsparen. 
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Durchschnittlicher CO2-Ausstoss verschiedener Dienstfahrzeuge der Kapo Zürich

Fahrzeuge mit alternativen Antriebssystemen*

Opel Zafira/Combo Erdgasfahrzeug (ab 2003) 0, ab 2016 mit 100% Biogas

0, ab 2016 mit 100% Biogas

Gasfahrzeuge

VW Caddy 1.4 Erdgasfahrzeug (ab 2017)

BMW i3 (ab 2015)

Toyota Prius Plug-in Hybrid (ab 2012)

Toyota Yaris Hybrid (ab 2014)

Toyota Prius Hybrid (ab 2004)

Toyota Auris Kombi Hybrid (ab 2010)

18 (mit CH-Strom)

87 (3,8 l/100km)

125 (5,4 l/100km)

128 (5,5 l/100km)

129 (5,6 l/100km)

185 (7,1 l/100km; 4x4)

194 (7,4 l/100km; 4x4)

235 (10,1 l/100km)

248 (10,7 l/100km)

Einsatzfahrzeuge

BMW 320 2.0d xDrive Touring (ab 2014)

VW Passat 2.0 DBMT4M (ab 2014)

Opel Astra 2.2i Kombi (ab 2001)

Opel Zafira A 2.2i (ab 2003)

CO2-Ausstoss [g/km]

0 50 100 150 200 250 300 350 400 450

*Kripo, Fahrzeugpool, Präventionsabteilung etc.

Benzinfahrzeuge

Dieselfahrzeuge

Elektrofahrzeuge

Hybridfahrzeuge

Ef� zienter Treibstoffverbrauch führt zu weniger Kohlendioxidemissionen (CO2). Gasfahrzeuge und Elektroautos liegen 
bezüglich Klimaschutz konkurrenzlos vorne (bei 100 Prozent Biogas bzw. Strom aus erneuerbaren Quellen). 

Ebenfalls gut schneiden Hybride ab. Es folgen Diesel- und Benzinfahrzeuge.
Quelle: Kapo

Verbrauch und Kilometerleistung des KAPO-Fahrzeugbestands 2005 – 2016

PKW + Lieferwagen Lastwagen Motorrad

Jahr

(=
1
0
0
%

)

Million km Ø Verbrauch (l/100km)
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Anzahl Fahrzeuge
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0
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14.0
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11.0

10.0
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Zur kontinuierlichen Verbesserung von Energieef� zienz und Schadstoffausstoss werden seit dem Jahr 2003 verschie dene Konzepte 
und technische Ansätze verfolgt. Die Summe kleiner Massnahmen bringt respektable Verbesserungen bezüglich CO2-Ausstoss.

Quelle: Kapo
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Antrieben und Treibstoffen in der Regel 

nicht erfüllen. Voraussetzung für die Be-

schaffung von Dieselfahrzeugen ist seit 

2005 die Ausrüstung mit Partikel� ltern.

Prüfzyklus soll realistischer 
werden 
Ab September 2017 wird der sogenann-

te Prüfzyklus WLTP (Worldwide Harmo-

nized Light Duty Test Procedure) schritt-

weise eingeführt. Dieser löst den aktuell 

gültigen Prüfzyklus NEFZ (Neuer Euro-

päischer Fahrzyklus) ab. Er soll für eine 

realitätsnähere Ermittlung der Luft-

schadstoffe und ab 2021 auch für den 

Verbrauch und CO2-Emissionen der im-

suchten Dieselmodell vergleichbares 

Benzinmodell vier Liter pro 100 Kilome-

ter! Kurse für treibstoffsparendes Fah-

ren sind hier wirksam und werden daher 

künftig eingesetzt.

Warum die Kapo 
viele Dieselfahrzeuge hat
Bei Polizeieinsatzfahrzeugen und Lie-

ferwagen sind je nach Einsatzweck All-

radantrieb, automatisiertes Getriebe, 

Leistung, Nutzlast, Zuglast, Laderaum-

volumen und Lebenszykluskosten zen-

trale Anforderungen. Diese Kriterien las-

sen sich gegenwärtig mit dem kleinen 

Angebot an Fahrzeugen mit alternativen 

Durchschnittlicher Treibstoff-
verbrauch der Kapo gesunken
Obwohl die Jahresfahrleistung zwi-

schen 2005 und 2016 um 26 Prozent 

zunahm (von 9,3 auf 12,5 Millionen Ki-

lometer), blieb der Treibstoffverbrauch 

der Kantonspolizei in den vergangenen 

elf Jahren gesamthaft unverändert. Da-

mit ging der spezi� sche durchschnitt-

liche Verbrauch über den gesamten 

Fahrzeugpark im realen Fahreinsatz 

um 28 Prozent zurück (von 11,9 auf 

8,7 l / 100 km). Dies resultierte in einer 

Reduktion des CO2-Ausstosses um 

19 Prozent pro gefahrenem Kilometer. 

Verglichen mit 1990 sind es sogar 26 

Prozent pro gefahrenem Fahrzeugkilo-

meter (siehe Gra� k links oben). 

Fahrweise hat grossen Einfl uss 
auf den Verbrauch
Auswertungen für gleiche Fahrzeug-

modelle zeigen, dass insbesondere die 

Fahrweise, aber auch die Beladung und 

das Fahrpro� l einen grossen Ein� uss 

auf den Verbrauch und damit auf den 

Treibhausgasausstoss haben. 

Bei zwölf untersuchten Dieselein-

satzfahrzeugen des gleichen Modells 

beispielsweise variiert der Verbrauch 

zwischen höchstem und tiefstem jähr-

lichem Verbrauch um 1,4 Liter pro 100 

Kilometer. 

Bei den Benzinfahrzeugen variiert der 

Verbrauch deutlich stärker. Die Spanne 

zwischen tiefstem und höchstem Ver-

brauch beträgt für ein mit dem unter-

Eines der 22 mit 100 Prozent Biogas betriebenen Gasfahrzeuge, welche bei der Kinder- und Jugendinstruktion 
(Verkehrsverhalten) eingesetzt werden.

Quelle: Kapo

Der Kinder- und Jugendinstruktor fährt vorbildhaft mit seinem 
Gasfahrzeug zum Verkehrsunterricht.

Quelle: Kapo
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lich europäischer Strom mit einem hohen 

fossilen Produktionsanteil verwendet, ist 

der Betrieb eines Elektrofahrzeugs weni-

ger umweltschonend als beim Schwei-

zer Strommix mit einem hohen Anteil an 

Elektrizität aus Wasserkraft.

Durch nachhaltige Beschaffung 
weiter optimieren
Sowohl bei den mit Verbrennungsmo-

tor als auch bei den elektrisch angetrie-

benen Personenwagen lässt sich noch 

vieles in Richtung Umweltschonung op-

timieren. Dies wird auch die Kantons-

polizei weiterhin tun. Beim sukzessiven 

Ersatz der Flotte achtet sie konsequent 

darauf, ihre Strategie zur Reduktion der 

Treibhausgase umzusetzen. So haben 

in Zukunft ef�ziente Dieselfahrzeuge 

mit Partikel�lter immer noch ihre Be-

rechtigung, wenn sie im Realbetrieb mit 

den Vorschriften konforme Stickoxid-

emissionen aufweisen (ab EURO-Norm 

6d TEMP). Neufahrzeuge werden auch 

weiterhin nach dem Stand der Technik 

und wenn immer möglich mit alterna-

tiven Antrieben beschafft. Dabei wird 

auch zunehmend auf erneuerbare Ener-

gie gesetzt und die Betankung mit 100 

Prozent Biogas fortgeführt werden. 

Die Treibhausgasbilanz der Kapo-Flot-

te, aber auch die emittierten Luftschad-

stoffe dürften sich deshalb weiterhin 

reduzieren – allerdings nicht mehr so 

rasch wie in den vergangenen 10 bis 15 

Jahren.

Nachteil, dass der Russausstoss (Fein- 

und insbesondere Ultrafeinstaubparti-

kel) teilweise höher ist als bei einem Die-

selmotor mit Partikel�lter. Mit der neuen 

Euro 6c-Norm müssen nun auch Ben-

zinmotoren beim Russausstoss die glei-

chen Grenzwerte einhalten wie Diesel-

motoren. Die Fahrzeughersteller sind 

deshalb gezwungen, auch direkteinge-

spritzte Benzinmotoren mit speziellen 

Benzinpartikel�ltern auszurüsten. Mög-

licherweise wird dies jedoch wiederum 

den Verbrauch erhöhen – was nicht im 

Sinn des Klimaschutzes ist.

Nachteile der Elektro-  
und Hybridfahrzeuge
Selbst die heute hochgelobten Elektro-

fahrzeuge haben ökologische Nachtei-

le (siehe Artikel ZUP 87 «Elektromobili-

tät»). Diese werden zwar nicht bei der 

Fahrt im Kanton Zürich wahrgenom-

men, sie entstehen aber an anderen Or-

ten der Welt. So ist etwa die Herstellung 

der Batterien umweltbelastend. Eine 

neuere Studie des ILV Umweltinstitu-

tes in Stockholm geht davon aus, dass 

bei der gegenwärtigen Herstellung einer 

Li-Ionen-Batterie pro Kilowattstunde 

Kapazität rund 150 bis 200 Kilogramm 

CO2 entstehen. Dies würde bedeuten, 

dass eine 85 Kilowattstundenbatterie 

(z.B. Tesla S) bereits ab Werk eine Treib-

hausgasbelastung von 17 Tonnen CO2 

aufweist, was in etwa dem Treibhaus-

gasausstoss eines sparsamen Verbren-

nungsmotors in gut acht Jahren ent-

sprechen würde. 

Aber auch der zum Betrieb verwendete 

Strommix spielt bei den Elektrofahrzeu-

gen eine zentrale Rolle: Wird hauptsäch-

portierten Fahrzeug�otte zur Anwen-

dung kommen. Parallel soll in einem 

sogenannten RDE-Test (Real Driving 

Emissions) der Ausstoss von Luftschad-

stoffen im realen Fahrbetrieb bei stich-

probenartig ausgewählten Fahrzeugen 

mit mobilen Abgasmessvorrichtungen 

am Auspuff überprüft werden.

Jede Antriebsform hat  
spezifische Umweltwirkungen
Wie komplex die Thematik rund um die 

Fahrzeugantriebe ist, zeigt das Beispiel 

der aktuell am Markt erhältlichen Ben-

zin-Direkteinspritzer (Bezeichnungen je 

nach Marke: FSI, TFSI, TSI, GDI, IDE, D-4 

etc.). Diese Technologie führt zwar zu 

 einem mit den Dieselmotoren vergleichbar  

tiefen Treibstoffverbrauch, hat aber den 

Patrouillenbus mit viel Zuladung im Einsatz bei der Regional-, Verkehrs-, und Sicher-
heitspolizei. Hier werden vor allem moderne Dieselfahrzeuge eingesetzt.

Quelle: Kapo

Auswirkungen der  
Schadstoffemissionen und  
Massnahmen
Emittierte Stickoxide belasten die 

menschliche Gesundheit und durch 

Überdüngung aus der Luft emp�ndli-

che Wälder und andere Ökosysteme. 

Feinstaub ist gesundheitsgefährdend 

und teilweise cancerogen. Dieselfahr-

zeuge stossen mehr dieser Schad-

stoffe aus als Benzinfahrzeuge und 

benötigen darum zur Reduktion ihrer 

Umweltauswirkungen weitergehende 

Massnahmen wie Adblue sowie Parti-

kel�lter.

Weisung zur Beschaffung 
von Fahrzeugen des  
Regierungsrats
Gemäss der «Weisung über die Emis-

sionsminderung von Fahrzeugen bei 

der Beschaffung und dem Betrieb 

durch die kantonale Verwaltung und 

beauftragte Unternehmen» stellen die 

beschaffenden Stellen sicher, dass 

neben den betrieblichen Anforderun-

gen auch innovative umwelttechnische 

Gesichtspunkte bei Fahrzeugbeschaf-

fungen berücksichtigt werden. Dabei 

muss eine Beschaffung in der energie-

ef�zientesten Kategorie mit möglichst 

tiefem CO2-Ausstoss gemäss Energie-

etikette und der emissionsärmsten 

 Euro-Abgasklasse angestrebt werden.
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Klima-
neutrale 
Energie aus 
Vergärungs-
anlagen?
Biogas- und Abwasser-
reinigungsanlagen stellen 
aus organischen Abfällen 
und Klärschlamm Strom 
und Wärme her oder spei-
sen Methan ins Gasnetz 
ein. Damit die erneuerbare 
Energie auch ihren Beitrag 
zum Klimaschutz leistet, 
muss der Methanverlust 
möglichst gering sein.
Seraina Steinlin
Abteilung Luft
AWEL, Amt für
Abfall, Wasser, Energie und Luft
Baudirektion Kanton Zürich
Telefon 043 259 41 72
seraina.steinlin@luft.zh.ch
www.luft.zh.ch

In Biogas- und Abwasserreinigungsan-

lagen entsteht durch die Vergärung von 

organischen Abfällen oder von Klär-

schlamm Biogas. Dieses wird energe-

tisch in Strom und Wärme umgewandelt 

oder zu Methangas aufbereitet und ins 

Erdgasnetz eingespiesen. Eine sinnvol-

le Produktion erneuerbarer Energie. 

Wie es funktioniert
Die organischen Substrate werden zum 

Vergären in den Fermenter eingebracht. 

Dort verweilen sie einige Wochen und 

werden durch Bakterien chemisch zer-

setzt, so dass Biogas gebildet wird. 

Die vergorenen Substrate gelangen bei  

einigen Anlagen in den Nachgärer, wo 

zusätzliches Biogas gewonnen werden 

kann. Anschliessend werden die Ver-

gärungsprodukte meist einem offenen 

Lagertank zugeführt. 

Die Vergärungsprodukte aus Biogas-

anlagen werden in der Landwirtschaft 

eingesetzt. Der vergorene Schlamm aus 

Kläranlagen wird der Klärschlammver-

brennung zugeführt. Das im Fermenter 

erzeugte Biogas wird entschwefelt und 

entfeuchtet. Erst danach kann das Bio-

gas genutzt werden, um beispielsweise 

ein Blockheizkraftwerk (BHKW) zu be-

treiben. Eine alternative Verwendung ist 

die Einspeisung des im Biogas vorhan-

denen Methans ins Erdgasnetz. Dazu 

muss das Biogas zusätzlich gereinigt 

und Kohlendioxid abgetrennt werden. 

Klimawirksames Methan  
soll nicht in die Atmosphäre  
entweichen
Methangas ist eines der stärksten Treib-

hausgase und wirkt 25-mal stärker als 

Kohlendioxid (siehe blauen Text Seite 

16). Aber eine Vergärungsanlage abso-

lut ohne Verluste von Methangas zu be-

treiben, ist kaum möglich. Die grössten 

Methanverluste entstehen in denjenigen 

Prozessen, die der Vergärung nachgela-

gert sind. Auf den heute bestehenden 

Biogas- und Abwasserreinigungsanla-

gen werden die Gärprodukte meist of-

fen gelagert. Da die Bakterien immer 

noch Methan produzieren, entweicht 

dieses ungenutzt in die Atmosphäre. In 

allen Anlagen entweicht ausserdem ein 

geringer Anteil des produzierten Bioga-

ses aufgrund von Leckagen in die At-

mosphäre. Eine offene Lagerung der 

Vergärungsprodukte und eine Leckage 

können die Klimabilanz der Energiege-

winnung massiv verschlechtern. Ist der 

Offener (oben) und geschlossener (unten) Stapelbehälter für Faulschlamm.
Quelle: ARA Fischbach Glatt

Quelle: ARA Sihltal
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Verlust grösser als elf Prozent der pro-

duzierten Biogasmenge, so entstehen 

mehr klimawirksame Gase, als wenn 

die Energie aus fossilen Brennstoffen 

hergestellt wird. Messungen des AWEL 

zeigen, dass sowohl bei den Biogasan-

lagen wie auch bei den Abwasserreini-

gungsanlagen die Verluste über elf Pro-

zent liegen können.

Massnahmen zur 
Minimierung der Methanverluste 
Die Massnahmen für den Bau und Be-

trieb von Vergärungsanlagen umfassen 

zwei wichtige Aspekte: 

–  Die Prozesse, welche der Vergärung 

im Gärbehälter nachgelagert sind, 

sind weitgehend gasdicht auszu-

führen und an eine Gasverwertung 

anzuschliessen. 

–  Die Anlagen werden regelmässig auf 

Leckagen untersucht, damit undich-

te Stellen in der Anlage so rasch als 

möglich behoben werden können. 

Die Abdeckungen bei den industriellen 

Biogasanlagen werden im Rahmen der 

abfallrechtlichen Bewilligungen einge-

fordert. Bei den Abwasserreinigungsan-

lagen erfolgt die rechtliche Festsetzung 

innerhalb des Bauverfahrens bezie-

hungsweise der periodischen Kontrollen. 

Siehe auch www.awel.zh.ch  Betriebe und 
Anlagen  Abfallanlagen  Stand der Technik

Vorteile der Gasverwertung   
in einem Nachgärer
Die gasdichte Ausführung von Gärgut-

lagern und Stapelbehältern als Nach-

gärer dient nicht nur dem Klimaschutz. 

Sie sorgen auch für fünf bis zehn Pro-

zent zusätzlichen Gasertrag. Zudem un-

terstützt die Stiftung Klimaschutz und 

CO2-Kompensation (Klik) solche Rest-

gasverwertungen �nanziell. Die Stiftung 

Klik ist eine CO2-Kompensationsgesell-

schaft der Erdölvereinigung im Rahmen 

des CO2-Gesetzes. Bei Abwasserreini-

gungsanlagen kann eine Minderung der 

Methanemissionen auch mit einer di-

rekten Entsorgung des noch nicht voll-

ständig vergorenen Schlammes in der 

Klärschlammverbrennungsanlage er-

reicht werden. 

Grosse Wirkung regelmässiger 
Dichtigkeitskontrollen
Alterungsprozesse und technische De-

fekte führen zu kleinen oder grösse-

ren Leckagen, welche je nach Art der 

Leckage lange Zeit unentdeckt bleiben 

können. Dadurch vermindert sich die 

Rentabilität der Anlagen, und die Ex-

plosionsgefahr wird erhöht. Mit regel-

mässigen Dichtigkeitskontrollen (z. B. 

mit Wärmekameras oder Gasschnüffel-

geräten) können Leckagen weitgehend 

erkannt und anschliessend sofort oder 

bei einer Wartung abgedichtet werden.

Treibhauswirksames 
Methan
Methan (CH4) ist ein hochentzündli-

ches, geruch- und farbloses Gas. Die 

durchschnittliche Verweildauer in der 

Atmosphäre liegt bei 9 bis 15 Jahren 

und ist somit wesentlich geringer als 

bei Kohlendioxid. Trotzdem macht es 

einen substanziellen Teil des durch  

den Menschen verursachten Treib haus -

effekts aus, denn das Gas ist 25-mal 

so wirksam wie Kohlendioxid. 

Methan entsteht überall dort, wo orga-

nisches Material unter Luftabschluss 

abgebaut wird. Anthropogene Quel-

len in der Schweiz sind vor allem die 

Landwirtschaft, insbesondere die Rind-

viehhaltung. Weitere Quellen sind Keh-

richtdeponien, aber auch Biogas- und 

Abwasserreinigungsanlagen (siehe Ab-

bil dung Seite 15). In Seen und Sümp-

fen kann Methan aber auch auf eine 

von Menschen unbeein�usste Art ent-

stehen. 

Um wieviel Biogas es 
überhaupt geht
Im Kanton Zürich werden durch 14 

Biogas- und 55 Abwasserreinigungs-

anlagen rund 36 Millionen Kubikmeter 

Biogas produziert. Davon werden rund 

zwei Drittel in Blockheizkraftwerken 

(BHKW) in Strom und Wärme umge-

wandelt, ein Drittel wird aufbereitet 

und ins Erdgasnetz eingespiesen. Die 

gesamte Energieproduktion entspricht 

rund 200 GWh oder 0,5 Prozent des 

Gesamtenergieverbrauchs des Kan-

tons Zürich. Bis ins Jahr 2050 kann die 

Energieproduktion aus Biogas verdop-

pelt werden. 

Schema einer landwirtschaftlichen Biogasanlage in der Schweiz. Finden Aufbereitung und Lagerung des Gärguts 
gasdicht statt und wird die ganze Anlage regelmässig auf Methan-Leckagen untersucht, nützt dies dem Klima.

Quelle: EBP Schweiz AG

Quelle: Emissionskataster OSTLUFT

Abfall

17%

Landwirtschaft

68%

Energie

15%

Methanemissionen
Kanton Zürich 2015

gasdicht noch nicht
gasdicht

*

* inkl. Vergärungsanlagen und ARA
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Gewässer-
raum fest-
legen: eine 
langfristige 
Investition
Der Gewässerraum schützt 
die Gewässer langfristig 
und erhält Spielräume für 
künftige Generationen. 
Das AWEL unterstützt die 
Gemeinden bei der Erarbei-
tung der Gewässerraum-
pläne im Siedlungsgebiet 
mit verschiedenen Hilfs-
mitteln.
Stephan Suter, 
Sektionsleiter Planung, Abt. Wasserbau 
Amt für Abfall, Wasser, Energie und Luft 
Telefon 043 259 32 21 
stephan.suter@bd.zh.ch
www.wasser.zh.ch

Manuela Häni, 
Projektleiterin, Abt. Wasserbau
AWEL, Amt für Abfall, Wasser, Energie und 
Luft 
Telefon 043 259 39 54 
manuela.haeni@bd.zh.ch

www.gewaesserraum.zh.ch

Wer wusste schon, dass der Zürichsee 

im unteren Seebecken heute rund zwei-

hunderttausend Quadratmeter kleiner 

ist als vor 150 Jahren? Dass rund die 

Hälfte der Fliessgewässer im Schwei-

zer Mittelland kaum mehr etwas mit ih-

rem ursprünglichen Zustand zu tun hat? 

Dass nach wie vor über ein Fünftel der 

Flüsse und Bäche im Kanton Zürich ein-

gedolt sind?

Den Gewässern Raum  
zurückgeben
Der Mensch ist im Verlauf der vergan-

genen Jahrhunderte immer näher ans 

Wasser gerückt. Er hat Flüsse und Bä-

che begradigt, verbaut oder unter den 

Boden verlegt und mit Landaufschüt-

tungen neue Flächen für Siedlung und 

Landwirtschaft gewonnen. 

Die Folgen machen sich heute bemerk-

bar: Der Verlust natürlicher Lebensräu-

me beeinträchtigt die Artenvielfalt und 

die Wasserqualität in den Gewässern. 

Mancherorts zeigt sich zudem, dass 

frühere Gewässerkorrektionen nicht 

mehr jedem Hochwasser gewachsen 

sind. Und nicht zuletzt emp�nden auch 

die Menschen verbaute Gewässer heu-

te als wenig attraktiv. Es ist deshalb 

an der Zeit, den Gewässern einen Teil 

des Raums zurückzugeben, den der 

Mensch ihnen in den vergangenen Jahr-

hunderten genommen hat.

Raum sichern, Spielräume  
erhalten
Dies soll der Gewässerraum leis- 

ten. Entlang allen Flüssen, Bächen und 

Seen müssen die Kantone einen Strei-

fen Land de�nieren, der in erster Linie 

dem Gewässer zur Verfügung steht. Die 

Festlegung des Gewässerraums ist eine 

von mehreren Massnahmen, die Natio-

nal- und Ständerat 2011 mit der Revi-

sion des Gewässerschutzgesetzes be-

schlossen haben. 

Die Wirkung des Gewässerraums ist 

langfristig angelegt: Indem er verhin-

dert, dass die Ufer stärker zugebaut 

werden, sichert er Raum entlang den Ge-

wässern. Damit erhält man heute sowie 

für künftige Generationen Spielräume, 

die für den Hochwasserschutz, für Re-

vitalisierungen oder für attraktive Frei-

räume und Erholungsgebiete entlang 

den Gewässern genutzt werden können. 

Das Verbot von Dünge- und P�anzen-

schutzmitteln im Gewässerraum verhin-

dert zudem, dass schädliche Stoffe ins 

Gewässer gelangen.

Der Gewässerraum ist somit eine lang-

fristige Investition in die Flüsse, Bäche 

und Seen als vielfältige, lebendige Le-

bensräume, aber auch in die Attraktivi-

tät des Kantons Zürich und der Zürcher 

Gemeinden, die auch in Zukunft eine 

hohe Lebensqualität bieten sollen.

Gemeinden für kleine Gewässer 
im Siedlungsgebiet zuständig
In Zürich und Winterthur sowie in 38 

weiteren Städten und Gemeinden im 

Zürcher Oberland, im Glatttal und im 

Limmattal beginnen Anfang 2018 die 

Arbeiten für die Gewässerraumfestle-

gung – vorerst innerhalb des Siedlungs-

gebiets. Die übrigen Städte und Ge-

meinden folgen ab 2019 bzw. ab 2020. 

Die Aufgabe von Kanton und Gemein-

den ist es dabei, die Bemessungs-

grundlagen und Mindestbreiten für den 

Gewässerraum, die in der Verordnung 

zum Gewässerschutzgesetz (GSchV) 

de�niert sind, auf die einzelnen Gewäs-

serabschnitte anzuwenden. So wird be-

stimmt, wie breit der Gewässerraum im 

konkreten Fall ist und wie er angeord-

Der Gewässerraum trägt dazu bei, Freiräume entlang den Gewässern, 
etwa am Aabach in Uster, für künftige Generationen zu erhalten.

Quelle: AWEL
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net wird. Innerhalb des Siedlungsge-

biets übernehmen die Gemeinden diese 

Aufgabe für die kleineren Fliessgewäs-

ser von lokaler Bedeutung, während der 

Kanton für die grösseren Gewässer von 

kantonaler und regionaler Bedeutung 

sowie die Koordination der Festlegun-

gen zuständig ist.

Minimale Breite, Erhöhung und 
Reduktion einzeln prüfen
Wie breit der Gewässerraum sein muss, 

hängt nicht nur von der Art und Grösse 

des Gewässers ab. Eine Hochwasser-

gefährdung, eine geplante Revitalisie-

rung oder der Natur- und Landschafts-

schutz erfordern unter Umständen 

einen grösseren Gewässerraum, als die 

Gewässerschutzverordnung im Mini-

mum vorgibt. Aber auch wenn ein Ge-

wässer als Erholungsgebiet oder für ein 

Wasserkraftwerk genutzt wird, kann der 

Gewässerraum vergrössert werden. 

In dicht überbauten Gebieten ist es mög-

lich, den Gewässerraum an die gegebe-

ne bauliche Situation anzupassen, indem 

er asymmetrisch auf die beiden Ufer ver-

teilt oder gar reduziert wird (siehe Kasten 

«Was bedeutet dicht überbaut?»). 

Kanton unterstützt Gemeinden 
mit interaktiven Hilfsmitteln
Das AWEL hat die Vorgaben und Kriteri-

en aus dem Gewässerschutzgesetz und 

der zugehörigen Verordnung seit 2012 

im «Umsetzungsprogramm Gewässer-

schutzgesetz» zusammen mit den vier 

Pilotgemeinden Uster, Marthalen, Tur-

benthal und Dietikon vertieft und unter-

sucht, welche Fragen sich in der Praxis 

stellen. Daraus sind ein Verfahren und 

verschiedene Hilfsmittel entstanden. 

Diese stehen nun allen Gemeinden zur 

Verfügung und erleichtern es ihnen, ihre 

Gewässerraumpläne zu erarbeiten:

–  Die Informationsplattform Gewäs-

serraum (www.gewaesserraum.ch) 

dient als interaktive Anleitung für die 

Gewässerraumfestlegung und rich-

tet sich vor allem an Planer. Sie führt 

Schritt für Schritt durch das gesamte 

Verfahren und die notwendigen Ab-

klärungen und enthält alle Informati-

onen, Vorlagen und Dokumente, die 

zur Gewässerraumfestlegung nötig 

sind (siehe oben). Das AWEL wird 

die Plattform laufend aktualisieren.

–  In Zusammenarbeit mit dem Lehr-

stuhl «Planung von Landschaft und 

Urbanen Systemen» an der ETH  

Zürich ist zudem eine Visualisie-

rungsplattform entstanden. Sie  

ermöglicht es, verschiedene Ge-

wässerraumvarianten sowie die 

 Kriterien und Grund lagen für die Be-

messung auf einer Karte einzublen-

den und so auf einen Blick zu beur-

teilen und zu vergleichen. Darüber 

hinaus lassen sich eigene Varianten 

von Gewässerräumen hochladen. 

  Die Visualisierungsplattform ist Teil 

der Informationsplattform Gewäs-

serraum.

Was gilt im Gewässerraum?
Für Gemeinden und Grundeigentümer 

ist der Gewässerraum mit Einschrän-

kungen verbunden. Neue private Bau-

ten und Anlagen sind nicht zulässig. Für 

bestehende Bauten gilt jedoch eine er-

weiterte Besitzstandsgarantie, womit 

leichte bauliche Anpassungen mög-

lich bleiben. Will eine Gemeinde neue  

öffentliche Bauten oder Anlagen im Ge-

wässerraum erstellen, muss sie nach-

weisen, dass diese standortgebunden 

sind und ein öffentliches Interesse be-

steht. Das gilt auch für Infrastrukturen 

wie Fuss- und Velowege. Das AWEL 

hat dazu ein Faktenblatt erarbeitet. In 

dicht überbauten Gebieten (siehe Kas-

ten «Was bedeutet dicht überbaut?») 

können zonenkonforme Bauten und 

Anlagen bewilligt werden, soweit keine 

überwiegenden (Gewässerschutz-)In-

teressen entgegenstehen.

In der Regel nicht breiter als  
bisherige Abstandsvorschriften
Für kleinere Bäche und damit für rund 

drei Viertel der Fliessgewässer im Kan-

ton Zürich wird der Gewässerraum in 

der Regel nicht breiter sein als die Ab-

standsvorschriften für Bauten und An-

lagen, die bereits bisher galten. Da-

rüber hinaus schafft er Planungs- und 

Rechtssicherheit.

Was bedeutet «dicht  
überbaut?»
Nur in dicht überbauten Gebieten ist es 

gemäss Art. 41a Abs. 4 Bst. a GSchV  

möglich, die Breite des Gewässer-

raums gegenüber der Minimalvorga-

be zu reduzieren, wenn die gegebene 

bauliche Situation oder die angestrebte 

Siedlungsentwicklung dies verlangen. 

Der Hochwasserschutz und minimale 

ökologische Funktionen müssen dabei 

sichergestellt sein. Was «dicht über-

baut» heisst, ist nicht abschliessend 

geregelt, sondern muss anhand von 

Anhaltspunkten aus der Gerichts- und 

Verwaltungspraxis im Einzelfall beurteilt 

werden. Gebiete im Hauptsiedlungsge-

biet einer Gemeinde gelten tendenziell 

als dicht überbaut, Gebiete am Rand 

des Siedlungsgebiets hingegen nicht. 

Eine detaillierte Liste möglicher An-

haltspunkte für ein «dicht überbautes» 

Gebiet ist auf der Informationsplattform 

Gewässerraum ersichtlich (www.ge-

waesserraum.ch, Schritt 4 «Anpassung 

prüfen»).

Mit der Revitalisierung am Chriesbach 
in Dübendorf wurde entlang dem 

Gewässer mehr Raum für die Natur 
und den Menschen geschaffen.

Quelle: Eawag, Andres Jordi

Die «Informationsplattform Gewässerraum» führt Schritt für Schritt 
durch den Prozess zur Gewässerraumfestlegung.

Quelle: AWEL, www.gewaesserraum.zh.ch
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Im ÖREB- 
Kataster 
steht, was 
beim Bauen  
erlaubt ist
Wichtige Fragen beim 
Hausbau lauten: Wie hoch? 
Wieviel Volumen? Wie 
nahe bei der Strasse, beim 
Wald rand oder bei einem 
Gewässer? Sind Lärm-
schutzmassnahmen nö-
tig? Hat es Altlasten oder 
Grundwasserschutzzonen? 
Im Kataster der öffent-
lich-rechtlichen Eigentums-
beschränkungen erhält der 
Bauherr mit einem Maus-
klick Antworten.
Nicolas Schmidt
Projektleiter ÖREB-Kataster
GIS-Koordination
Amt für Raumentwicklung
Telefon 043 259 27 72
nicolas.schmidt@bd.zh.ch
http://oereb.zh.ch

Das etwas schwerfällige Akronym 

«ÖREB» steht für «öffentlich-rechtli-

che Eigentumsbeschränkungen». Damit 

sind Entscheidungen des Gesetzgebers 

oder der Behörden gemeint, welche die 

übergeordneten Interessen der Gesell-

schaft gegenüber den Grundeigentü-

mern wahren (z. B. die Entwicklung der 

Siedlungs�äche gemäss Raumplanung, 

den Schutz von Infrastrukturanlagen, 

Gewässern, Wald etc.). Das öffentliche 

Recht wird höher gewichtet als die Pri-

vatinteressen. 

Eigentumsbeschränkungen  
möglich
ÖREB können auf allen drei födera-

len Stufen erlassen werden. Sie beste-

hen immer aus einem Plan, welcher 

die räumliche Ausdehnung der Eigen-

tumsbeschränkung de�niert, und einem 

rechtlich bindenden Beschluss des Ge-

setzgebers. 

Für eine Auswahl von Themen werden 

Im ÖREB-Kataster kantonsweit die öf-

fentlich-rechtlichen Eigentumsbeschrän-

kungen an einem Ort gesammelt und der 

Öffentlichkeit verfügbar gemacht. Dabei 

interessiert in erster Linie die Frage: Wel-

che Eigentumsbeschränkungen gelten 

auf einem bestimmten Grundstück? Ge-

nau diese Information wird im ÖREB-Aus-

zug abgegeben. Dieser enthält den Kar-

tenausschnitt mit der Parzellengrenze und 

einer Darstellung der wirksamen ÖREB, 

alle relevanten Rechtsvorschriften und 

gesetzlichen Grundlagen sowie weitere 

fürs Grundstück relevante Informationen. 

Er ist in drei Formen verfügbar: dynamisch 

auf einer Karte im kantonalen Geodaten-

portal, als PDF-Datei sowie neuerdings 

auch in maschinenlesbarer Form (XML).

Raumrelevante Themen
Das wichtigste Thema im ÖREB-Katas-

ter ist die Raumplanung. Deren Pla-

nungsinstrumente (kommunale Bau- 

und Zonenordnung, Ergänzungs- und 

Sondernutzungspläne etc.) geben vor, in 

welchen Gebieten welche Art von Nut-

zung erlaubt bzw. verboten ist. Die wei-

teren ÖREB-Themen sind Baulinien, 

Lärmemp�ndlichkeitsstufen, Waldgren-

zen, Grundwasserschutzzonen, Gewäs-

serräume, der Kataster der belasteten 

Standorte sowie Sicherheits- und Pro-

jektierungszonen bei den Flughäfen und 

Eisenbahnanlagen.

Noch sind nicht alle ÖREB-Themen im 

Kataster erfasst. Gewisse Studien ge-

hen von über 100 öffentlich-rechtlichen 

Eigentumsbeschränkungen aus, die 

in der Schweiz gelten könnten, wobei 

hier weitere juristische Abklärungen nö-

tig sind. Mit der aktuellen Auswahl sind 

für die Startphase des ÖREB-Katasters 

aber die wichtigsten Themen vertreten. 

In einer späteren Ausbauphase (nach 

2020) werden weitere Themen in den 

ÖREB-Kataster aufgenommen. 

Alle Informationen  
auf Knopfdruck
Der Nutzen eines solchen Auskunfts-

systems ist einleuchtend: Der Bauherr 

muss die gültigen Pläne und Rechtser-

lasse nicht auf der Gemeindekanzlei so-

wie bei kantonalen und eidgenössischen 

Ämtern zusammensuchen, sondern holt 

sich die gesammelten Informationen im 

ÖREB-Kataster auf Knopfdruck. Neben 

den Grundeigentümern pro�tieren die 

Akteure der Immobilienbranche (Bewert-

ung, Hypothekenmarkt, private Inge-

nieur�rmen etc.), aber auch die Behörden 

Einem Bauprojekt werden durch Gesetze und Verordnungen der Behörden 
diverse Rahmenbedingungen auferlegt.
Quelle: Wikimedia CC, Dietrich Michael Weidmann




